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Annahme

Daseinsvorsorge muss in öffentlicher Hand bleiben - kein ÖPP beim Schulbau

Die sozialdemokratischen Mitglieder im Abgeordnetenhaus und im Senat werden aufgefordert sich auch zukünftig gegen

Schulbaumaßnahmen in öffentlich-privater Partnerschaft einzusetzen. Solange landes- und bundeseigene Gesellschaften

weitere Teile der Schulbauoffensive kreditfinanziert umsetzen können, besteht keine Grundlage für den risikobehaftetenWeg

der öffentlich-privaten Partnerschaft. 

 

Stattdessen soll das erfolgreiche Modell des kreditfinanzierten Schulbaus durch landeseigene nur formell privatisierte Unter-

nehmen ausgeweitet werden. Insbesondere sollen dazu folgende Maßnahmen ergriffen werden:

 

• Anhebung des Kreditdeckels der HOWOGE zwecks vollständiger Ausfinanzierung der zugewiesenen 38 Maßnahmen

• Darüber hinaus soll die Umsetzung weiterer 15 dringlicher Maßnahmen entweder durch HOWOGE oder eine weitere

städtische Wohnungsbaugesellschaft (z.B. Berlinovo) entsprechend dem Beschluss der SPD-Fraktion vom Herbst 2022

auf denWeg gebracht werden.

• Prüfung der Kreditfähigkeit der BIM (Berliner Immobilienmanagement GmbH)mit dem Ziel eines kreditfinanzierten Sa-

nierungsprogramms für die sanierungsfälligen Oberstufenzentren.

• Verhandlungmit der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA)mit demZiel, Teile der Schulbauoffensive in Zusam-

menarbeit mit ihr als Bundesanstalt umsetzen zu lassen.

 

Überweisen an

AH Fraktion, Senat
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